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Reichs-Geſetzblatt. 


12. 


Inhalt: Verordnung, betreffend die Tagegelder, die Fuhrkoſten und die Umzugskoſten der geſandtſchaftlichen 
und Konſularbeamten. S. 137. — Verordnung, betreffend den Urlaub der geſandtſchaftlichen und 
Konſularbeamten und deren Stellvertretung. S. 134. 


(Nr. 1293.) Verordnung, betreffend die Tagegelder, die Fuhrkoſten und die Umzugskoſten 
der geſandtſchaftlichen und Konſularbeamten. Vom 23. April 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen dc. 


verordnen im Namen des Reichs, auf Grund des F. 18 des Geſetzes, betreffend 
die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten, vom 31. März 1873 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 61) im Einvernehmen mit dem Bundesrath, was folgt: 


N . 
Die etatsmäßigen geſandtſchaftlichen und Konſularbeamten erhalten bei 
Dienſtreiſen Tagegelder nach den folgenden Sätzen: 


außer⸗ inner⸗ 


halb halb 
des 

Reichsgebiets 

Mark. Mark. 

eslſch affe 32 40 30 
II. die außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 

e e 57% ee 30 24 
II. die Minifterrefidenten, die ſtändigen Geſchäftsträger, die 

Generalkonſuln und die erſten Botſchaftsſekretäre 25 18 


IV. die übrigen Botſchaftsſekretäre, die Legationsſekretäre, 
die Konfuln, die Vizekonſuln, die Dolmetſcher und 
Dragomans und die Geſandtſchaftspredige r 20 12 
V. die Kanzleivorſteher und Kanzliſten bei den Geſandt⸗ 
ſchaften, die Kanzler, Kaſſirer, Regiſtratoren und Sekre⸗ 
eule nds 
W. die p / 5 
Reichs ⸗Geſetzbl. 1879. 24 


Ausgegeben zu Berlin den 29. April 1879. 


— 
* 
m Do 


— 13 — 


Bewegt ſich eine Dienftreife an demſelben Tage innerhalb und außerhalb 
des Reichsgebiets, ſo wird für den Tag des Uebergangs aus Deutſchland in das 
Ausland der höhere, für den Tag der Rückkehr in das Inland der niedrigere 
Tagegelderſatz gewährt. 

Er 


Erfordert eine Dienftreife einen außergewöhnlichen Koſtenaufwand, fo kann 
der Tagegelderſatz ($. 1) von dem Reichskanzler angemeſſen erhöht werden. 


Se 


Etatsmäßig angeftellte Beamte, welche im Auslande außerhalb ihres Amts⸗ 
ſitzes kommiſſariſch beſchäftigt werden, erhalten für die Dauer dieſer Beſchäftigung 
neben ihrem vollen etatsmäßigen Dienſteinkommen Tagegelder, deren Höhe der 
Reichskanzler in jedem Falle beſtimmt. 

Wenn geſandtſchaftliche und Konſularbeamte in Folge beſtehender Uebung 
oder in Folge der zeitweiſen Verlegung der Reſidenz des betreffenden fremden 
Hofes mit Genehmigung des Reichskanzlers vorübergehend ihren Aufenthalt außer⸗ 
halb ihres Amtsſitzes nehmen, ſo können denſelben für die Dauer dieſes Aufent⸗ 
halts gleichfalls Tagegelder nach Feſtſetzung des Reichskanzlers gewährt werden. 


F. 4. 


Werden etatsmäßig angeſtellte Beamte aus dienſtlichen Gründen vom 
Reichskanzler in das Inland berufen, ſo verbleiben ſie während der erſten drei 
Monate ihres Aufenthalts im Inlande im Genuſſe ihres vollen etatsmäßigen 
Dienſteinkommens, neben welchem ihnen Tagegelder nach dem Ermeſſen des Reichs⸗ 
kanzlers 55 werden können, für die folgende Zeit erhalten ſie nur das per⸗ 
ſönliche Gehalt und Tagegelder, deren Höhe der Reichskanzler in jedem Falle 
beſtimmt. In dem vorſtehend, ſowie in dem im F. 3 Abſatz 1 bezeichneten Falle 
haben die Beamten, ſo 9 ſie ihr volles etatsmäßiges Dienſteinkommen beziehen, 
hinſichtlich des von ihnen bekleideten Poſtens ſowohl die aus der Stellvertretung 
erwachſenden Koſten, und zwar bis zur Höhe der in Urlaubsfällen den Vertretern 
zu gewährenden Dienſtaufwandsentſchädigung, dem Auswärtigen Amt zu erſtatten, 
als auch alle nach den jetzt beſtehenden Beſtimmungen nicht erſtattungsfähigen 
amtlichen Ausgaben zu tragen. 

Für die Dauer der Sin und Rückreiſe haben die Beamten in allen in den 
$$. 3 und 4 bezeichneten Fällen auf die in den $$. 1 und 2 feſtgeſetzten Tage⸗ 
gelder Anſpruch. 

§. 5. 


An Fuhrkoſten einſchließlich der Koſten der Gepäckbeförderung erhalten: 
I. bei Dienſtreiſen, welche auf Eiſenbahnen, Dampfſchiffen oder Segel⸗ 
ſchiffen gemacht werden können: 
1. die im §. 1 unter I bis V bezeichneten Beamten für das Kilo⸗ 
meter 13 Pfennig und für jeden Zu⸗ und Abgang außerhalb des 
Reichsgebiets 6 Mark, innerhalb desſelben 3 Mark. 
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Hat einer der im §. 1 unter I bis IV bezeichneten Beamten 
einen Diener auf die Reiſe mitgenommen, ſo erhält er für den⸗ 
ſelben 7 Pfennig für das Kilometer. 


2. die daſelbſt unter VI bezeichneten Beamten für das Kilometer 
7 Pfennig und für jeden Zu⸗ und Abgang außerhalb des Reichs⸗ 
gebiets 2 Mark, innerhalb desſelben 1 Mark; 
I. bei Dienſtreiſen, welche nicht auf Eiſenbahnen, Dampfſchiffen oder 
Segelſchiffen zurückgelegt werden können: 


außer⸗ inner⸗ 
halb halb 
des 


Reichsgebiets 
1. die im $. 1 unter I bis III bezeichneten Beamten 1,00 | 0,60 
2. die daſelbſt unter IV bezeichneten Beamten. 0% 0,0 
3. die daſelbſt unter V bezeichneten Beamten 0, | 0,40 
4. die daſelbſt unter VI bezeichneten Beamten. 0,0 0,0 


für das Kilometer der nächſten benutzbaren Straßenverbindung. 


Haben erweislich höhere Fuhrkoſten als die unter I und II feſtgeſetzten auf⸗ 
gewendet werden müſſen, fo werden dieſe erſtattet. 


F. 6. 

Die Fuhrkoſten werden für die Hin⸗ und Rückreiſe beſonders berechnet. 
Hat jedoch ein Beamter Dienſtgeſchäfte an verſchiedenen Orten unmittelbar nach 
einander ausgerichtet, ſo iſt der von Ort zu Ort wirklich zurückgelegte Weg 
ungetheilt der Berechnung der Fuhrkoſten zu Grunde zu legen. 


F. 7. 


Für Dienſtgeſchäfte am Amtsſitze des Beamten und für ſolche Dienſt⸗ 
geſchäfte, welche Beamte, die einer Geſandtſchaft oder einem Konſulate vorſtehen, 
in geringerer Entfernung als acht Kilometer, die übrigen Beamten in geringerer 
Entfernung als zwei Kilometer von ihrem Amtsſitze vornehmen, werden weder 
Tagegelder noch Fuhrkoſten gewährt. 

< ür einzelne Orte kann durch den Reichskanzler beſtimmt werden, daß den 
Beamten bei den außerhalb des Dienſtgebäudes vorzunehmenden Dienſtgeſchäften 
die für erforderlich geweſene Transporkmittel verauslagten Koſten ſowie die ver- 
auslagten Brücken⸗ und Fährgelder zu erſtatten find. 

„Die Beſtimmungen der Nr. 11 des Tarifs zum Geſetz, betreffend die Ge⸗ 
bühren und Koſten bei den Konſulaten, vom 1. Juli 1872 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 245) werden durch Vorſtehendes nicht berührt. a 


24* 
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§. 8. 

Die etatsmäßig angeſtellten Beamten erhalten bei Neu- und Wieder⸗ 
anſtellungen ſowie bei Verſetzungen eine Vergütung für allgemeine Umzugs- 
koſten einſchließlich der den Geſandten und Konſuln bisher gewährten bezw. 
nach $. 8 des Geſetzes, betreffend die Organiſation der Bundeskonſulate, vom 
8. November 1867 (Bundes⸗Geſetzbl. S. 137) zuſtehenden Einrichtungsgelder, 
und zwar in folgenden Beträgen: 

Die Botſchafter erhalten 100 Prozent, die übrigen einer Geſandtſchaft und 
die einem Konſulate vorſtehenden Beamten 50 Prozent des einmaligen Jahres⸗ 
betrages ihres perſönlichen Gehalts, alle anderen Beamten die im F. 20 zu b 
beſtimmten Sätze. 5 

Beamte ohne Familie erhalten nur die Hälfte der vorgedachten Beträge. 

Die vorſtehend feſtgeſetzte Vergütung wird für diejenigen zu Geſandten oder 
felbftändigen Konſuln ernannten Beamten um ein Drittel erhöht, welche bis zu 
dieſer Ernennung einer Geſandtſchaft oder einem Konſulate noch nicht oder nur einer 
Geſandtſchaft oder einem Konſulate von geringerem Range vorgeſtanden haben. 


$. 9. 

Wird einem Geſandten oder Konſul eine Dienſtwohnung mit möblirten 
Empfangsräumen zugewieſen, ſo erhält derſelbe nur zwei Drittheile der im §. 8 
feſtgeſetzten Vergütung. 

§. 10. 


Die erſte Hälfte der Vergütung für allgemeine Umzugskoſten wird mit 
dem Tage der Ernennung des Beamten, die zweite Hälfte 191 dem Tage ſeines 
Eintreffens an dem neuen Amttſitze fällig. 

Hat der Beamte in Folge eigener Entſchließung oder Schuld den Poſten 
nicht angetreten, fo iſt derſelbe zur Wiedererſtattung der ihm etwa bereits ge 
zahlten Hälfte der Vergütungsſumme verpflichtet. 

Wird dem Beamten vor dem Eintreffen auf dem ihm verliehenen Poſten 
eine andere Stelle übertragen, ſo kann die ihm etwa bereits gezahlte Hälfte der 
Vergütungsſumme auf die ihm für die neue Stellung zuſtehende Vergütung 
angerechnet werden. 

9. 


Wird ein Beamter unter Belaſſung an ſeinem bisherigen Amtsſitze zum 
Vorſteher einer Geſandtſchaft oder eines Konſulats befördert, ſo hat er die für 
das ihm übertragene höhere Amt in den $$. 8 und 9 beſtimmte Vergütung ab⸗ 
züglich des für das bisher von ihm bekleidete Amt bezogenen Vergütungsbetrages 
zu beanſpruchen. Derſelbe Anſpruch ſteht dem Vorſteher einer geſandtſchaftlichen 
oder konſulariſchen Behörde zu, wenn ſein Poſten im Range erhöht wird. 


$. 12. 
Die etatsmäßig angeſtellten Beamten erhalten in den im F. 8 bezeichneten 
Fällen für den Umzug von ihrem bisherigen nach dem neuen Wohnorte eine 
Vergütung der ſpeziellen Umzug skoſten, und zwar: 
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1. ſämmtliche Beamte für den Transport (ausſchließlich Verpackung und 
Verſicherung) der Gegenſtände der häuslichen Einrichtung die wirklich 
gezahlten Beträge, auf Grund ſpezieller und belegter Liquidationen, 
mit der Maßgabe, daß, falls und inſoweit der Transport der Gegen⸗ 
ſtände mittelſt Eilfracht erfolgt iſt, nur ein Drittheil der hierfür ge⸗ 
zahlten Beträge zur Vergütung gelangt; 


2. die in §. 1 unter I bis IV bezeichneten Beamten 10 Pfennig, 
die daſelbſt unter V bezeichneten Beamten e 
die daſelbſt unter VI bezeichneten Beamten 7 


für jedes mitgenommene Familienmitglied; die im F. 1 
unter I bis IV bezeichneten Beamten für jeden mitge⸗ 
t e aan anne une ri 
pro Kilometer der kürzeſten benutzbaren Straßenverbindung. 


Außerdem iſt der Miethszins zu vergüten, welchen der verſetzte Beamte für 
die Wohnung an ſeinem bisherigen Aufenthaltsorte während der Zeit von dem 
Verlaſſen des letzteren bis zu dem Zeitpunkte hat aufwenden müſſen, mit welchem 
die Auflöſung des Miethsverhältniſſes möglich wurde. Dieſe Vergütung darf 
jedoch längſtens für den Zeitraum eines Jahres gewährt werden. 

Hat der Beamte im eigenen Haufe gewohnt, fo kann demſelben gleichfalls 
eine Entſchädigung und zwar höchſtens bis zum Jahresbetrage des ortsüblichen 
Miethswerthes der von ihm benutzten Wohnung gewährt werden. 


F. 13. 

Die zur Feſtſtellung der ſpeziellen Umzugskoſtenvergütung in jedem ein⸗ 
zelnen Falle erforderlichen Beläge hat der Beamte bei Verluſt ines Anſpruchs 
auf dieſe Vergütung innerhalb Jahresfriſt nach ſeinem Eintreffen auf dem neuen 
Poſten an das Auswärtige Amt abzuſenden. 


$. 14. 


Für die Dienſtantritts⸗ oder Verſetzungsreiſe erhalten die zum Bezuge von 
Umzugskoſten berechtigten Beamten Fuhrkoſten nach Maßgabe des F. 5 dieſer 
Verordnung für ihre Perſon, ſowie, wenn ſie nicht während des Umzugs ihr 
volles etatsmäßiges Dienſteinkommen beziehen, Tagegelder nach Maßgabe der 
FF. 1 und 2 dieſer Verordnung für die zur Ausführung der Umzugsreiſe nach 
Entſcheidung des Reichskanzlers durchſchnittlich erforderliche Zeit. 


$. 15. 


Bei Berechnung der Entfernungen für die Feſtſtellung ſowohl der Fuhr⸗ 
foften wie der ſpeziellen Umzugskoſten wird jedes angefangene Kilometer für 15 
volles Kilometer gerechnet. 

F. 16. 


„Für die Höhe der Tagegelder, Fuhrkoſten und Umzugskoſten ift nicht der 
perſönliche Rang des Beamten, ſondern das Amt, welches er etatsmäßig bekleidet, 
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und zwar bei Neu- und Wiederanſtellungen und Verſetzungen nicht das Amt, 
aus welchem, ſondern dasjenige, in welches er verſetzt wird, maßgebend. 


9. 17. 


Den Geſandtſchafts⸗Attachss ſtehen weder Tagegelder noch Fuhr⸗ oder 
Umzugskoſten zu. Nur wenn dieſelben ſeitens des Reichskanzlers mit einem 
Kommiſſorium betraut werden, erhalten ſie für die Dauer desſelben Tagegelder 
und Fuhrkoſten nach Beſtimmung des Reichskanzlers. 


$. 18. 


Die übrigen nicht etatsmäßig angeſtellten Beamten erhalten bei Dienſtreiſen 
ſowie bei ihrer Anſtellung und Verſetzung und bei dienſtlicher Beſchäftigung außer⸗ 
halb ihres Wohnorts Tagegelder und Fuhrkoſten nach Beſtimmung des Reichs⸗ 
kanzlers, jedoch höchſtens bis zu demjenigen Betrage, welcher nach Maßgabe dieſer 
Verordnung den etatsmäßigen Beamten, deren Funktionen ſie zu verſehen beſtimmt 
find, zuſtehen. Spezielle Umzugskoſten werden ihnen nicht gewährt. Allgemeine 
Umzugskoſten können ſie ausnahmsweiſe, jedoch in jedem Falle nur bis zum 
Betrage von höchſtens 1 500 Mark erhalten, wenn fie in überſeeiſchen Ländern 
Verwendung finden. 

§. 10. 


Die Beſtimmungen des F. 18 finden auch auf die im inneren Dienfte des 
Reichs oder im Dienſte eines Bundesſtaats etatsmäßig angeſtellten Beamten, 
welche im geſandtſchaftlichen oder Konſulardienſte des Reichs außeretatsmäßig 
verwandt werden Anwendung. Wird ein folder Beamter ſpäter im geſandt⸗ 
ſchaftlichen oder Konſulardienſte etatsmäßig angeſtellt, ſo iſt auf die ihm alsdann 
gemäß F. 8 zuſtehende Vergütung für allgemeine Umzugskoſten der Betrag der 
ihm etwa auf Grund des F. 18 bereits gezahlten allgemeinen Umzugskoſten⸗ 
vergütung anzurechnen. Der Berechnung der ſpeziellen Umzugskoſten iſt alsdann 
die Entfernung zwiſchen demjenigen Orte, wo der betreffende Beamte zuletzt etats⸗ 
mäßig angeſtellt geweſen iſt, und ſeinem neuen Wohnorte zu Grunde zu legen. 


$. 20. 


Werden gefandtfchaftliche oder Konſularbeamte in den Ruheſtand oder in 
den einſtweiligen Ruheſtand verſetzt, ſo ſind ihnen gemäß 558 des Geſetzes, 
betreffend die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten, vom 31. März 1873 (Reiche, 
Geſetzbl. S. 61) die Koſten des Transports ihrer Einrichtungsgegenſtände bis zu 
dem innerhalb des Reichs von ihnen gewählten Wohnorte nach den wirklich 
gezahlten Beträgen, auf Grund ſpezieller und belegter Liquidationen, zu erſtatten. 

Daneben erhalten ſie: 

a) für ihre Perſon Fuhrkoſten nach Maßgabe des $. 5, ſowie, wenn ſie 
nicht während des Umzugs Ha volles etatsmäßiges Dienſteinkommen 
beziehen, Tagegelder nach Maßgabe der 99. 1 und 2 dieſer Ver⸗ 
ordnung; 
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b) allgemeine Umzugskoſten, und zwar: 


die im $. 1 unter I bezeichneten Beamten 2 500 Mark, 
die daſelbſt unter II bezeichneten Beamten 2000 
die daſelbſt unter III bezeichneten Beamten 1200 
die daſelbſt unter IV bezeichneten Beamten 600 
die daſelbſt unter V bezeichneten Beamten 400 
die daſelbſt unter VI bezeichneten Beamten 20 + 


mit der Maßgabe, daß Beamte ohne Familie nur die Hälfte diefer 
Beträge erhalten; 


c) die im $. 12 dieſer Verordnung feſtgeſetzten Vergütungen für die 
Umzugsreiſen der Familienmitglieder und Dienſtboten, ſowie die eben⸗ 
dort feſtgeſetzten Miethszins⸗ oder Miethswerths⸗Entſchädigungen. 

F. 21. 


Geſandtſchaftliche und Konſularbeamte, welche, ohne ihre etatsmäßige Stel⸗ 
lung im Auslande beizubehalten, in eine etatsmäßige Stelle des Auswärtigen 
Amts verſetzt oder zur Beſchäftigung in das Auswärtige Amt einberufen werden, 
erhalten für den Umzug von ihrem bisherigen Poſten nach Berlin die im vor⸗ 
gehenden Paragraphen e Vergütungen. 

§. 22. 

Auf Wahlkonſuln und die von dieſen angeſtellten Perſonen finden die Be 

ſtimmungen dieſer Verordnung keine ending a N 
$. 23. 


Gegenwärtige Verordnung findet auf alle diejenigen dienſtlichen Reifen und 
Verwendungen der Beamten Anwendung, welche nach 1 30. April d. J. ihren 
Anfang nehmen. 


Arkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Wiesbaden, den 23. April 1879. 


(JL. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 


— 121 


(Nr. 1294.) Verordnung, betreffend den Urlaub der geſandtſchaftlichen und Konſularbeamten 
und deren Stellvertretung. Vom 23. April 1879. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutſcher Kaiſer, König 
von Preußen ı. 


verordnen im Namen des Reichs, auf Grund des $. 14 des Geſetzes, betreffend 
die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten, vom 31. März 1873 (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 61), was folgt: 

N 


Anträge der geſandtſchaftlichen und Konſularbeamten auf Bewilligung von 
Urlaub ſind unter Angabe der Veranlaſſung und des Zwecks der unmittelbar 
vorgeſetzten Behörde oder dem unmittelbar vorgeſetzten Beamten einzureichen. 


95 25 


Unferen Botſchaftern, außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 
Miniſtern und Miniſterreſidenten wird der Urlaub von Uns auf Antrag des 
Reichskanzlers bewilligt. 

In allen anderen Fällen wird der Urlaub vom Reichskanzler ertheilt; jedoch 
können die einer Geſandtſchaft oder einem Konſulate vorſtehenden Beamten ihren 
Untergebenen zu Reiſen außerhalb Deutſchlands Urlaub bis zur Dauer einer 
Woche ertheilen. 

$. 3. 


Wird ein Urlaub zu Wiederherſtellung der Geſundheit nachgeſucht, fo iſt 
dem Antrage eine ärztliche Beſcheinigung beizufügen. 

Der Reichskanzler iſt berechtigt, die Beibringung einer ſolchen Beſcheini⸗ 
gung ausnahmsweiſe zu erlaſſen. 


8. 4. 


Der beurlaubte Beamte hat dafür zu ſorgen, Wi ihn während der Ab⸗ 
. von ſeinem Amtsſitze Verfügungen der vorgeſetzten Behörden erreichen 
önnen. 

$. 5. 


Bei Ertheilung des Urlaubs iſt gleichzeitig für die Vertretung des be⸗ 
urlaubten Beamten Sorge zu tragen. 


K 6. 

Erhält ein Geſandter Urlaub von mehr als 14 Tagen, ſo wird dem ihn 
vertretenden Geſchäftsträger aus den nach den SS. 7 und 9 dieſer Verordnung 
eintretenden Abzügen für die geſammte Dauer des Urlaubs eine Dienſtaufwands⸗ 
Entſchädigung gewährt, welche bei den Botſchaften auf 15 Prozent, bei den 
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übrigen Geſandtſchaften auf 20 Prozent des auf die Urlaubszeit entfallenden 
Betrages der dem Geſandten zuſtehenden Repräſentationsgelder zu bemeſſen iſt. 

. In allen anderen Fällen hängt die Gewährung und die Feſtſetzung der 
dem Vertreter des beurlaubten Beamten zu bewilligenden Dienſtaufwands⸗Ent⸗ 


ſchädigung von dem Ermeſſen des Reichskanzlers ab. 
SR. 


Bei einem Urlaube von mehr als 3 bis zu 6 Monaten wird für den drei 
Monate überſteigenden Zeitraum die Hälfte des vollen etatsmäßigen Dienſt⸗ 
einkommens, bei einem Urlaube von mehr als 6 Monaten für den 6 Monate 
ben Zeitraum das geſammte Dienſteinkommen des Beurlaubten ein⸗ 
ehalten. 

Bei Berechnung dieſer Friſten wird, falls der Urlaub von einem außer⸗ 
halb Europas gelegenen Orte aus angetreten wird, die zur Hin⸗ und Rückreiſe 
im Durchſchnitt erforderliche, vom Reichskanzler feſtzuſetzende Zeit in den Urlaub 
nicht eingerechnet. 

Die Einbehaltung der Hälfte des Dienſteinkommens fällt fort, wenn der 
Beamte in einem der im $. 51 des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der 
Reichsbeamten, vom 31. März 1873 erwähnten außereuropäiſchen Länder angeftellt 
iſt und von dort aus den Urlaub antritt. 


F. 8. 

Gemäß $. 14 des Geſetzes, betreffend die Rechtsverhältniſſe der Reichs⸗ 
beamten, vom 31. März 1873 findet in Krankheitsfällen, ſowie in den durch den 
Eintritt eines Beamten in den Reichstag verurſachten Abweſenheitsfällen eine Ein⸗ 
behaltung des perſönlichen Gehalts nicht ſtatt. 

Außerdem iſt der Reichskanzler befugt, beurlaubte Beamte ausnahmsweiſe 
im Genuſſe ihres perſönlichen Gehalts auch nach Verlauf der im $. 7 bezeichneten 
Friſten zu belaſſen. { 

en 


Erhält ein Geſandter Urlaub von mehr als 14 Tagen, fo werden dem: 
felben 20 Prozent der Repräſentationsgelder, auf die Zeit vom Beginn des 
Urlaubs bis zum Eintritt der im §. 7 beſtimmten Einbehaltung des halben oder 
geſammten Dienſteinkommens berechnet, in Abzug gebracht. 

In allen anderen Urlaubsfällen beſtimmt der Reichskanzler, ob und in 
welchem Betrage, bis zum Eintritt der Einbehaltung des halben oder geſammten 
Dienſteinkommens, der Abzug eines Theils der Ortszulage zur Deckung der Stell⸗ 
vertretungskoſten ftattzufinden hat; dieſer Abzug darf 20 Prozent des auf die Zeit 
vom Beginn des Urlaubs bis zum Eintritt Ver Einbehaltung entfallenden Be⸗ 
trages der Ortszulage nicht überſteigen. 


$. 10. 
Bei Berechnung der einzubehaltenden oder in Abzug zu bringenden Beträge 


für Theile von Monaten werden die letzteren ſtets zu 30 Tagen angenommen. 
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K. 11. 


Bis zum Eintritt der im $. 7 bezeichneten Einbehaltung des halben oder 
Ne Dienſteinkommens haben die beurlaubten Beamten alle nach den jetzt 
eſtehenden Beſtimmungen nicht erſtattungsfähigen amtlichen Ausgaben der von 
ihnen bekleideten Stelle zu tragen. 


2 


Die Urlaubsbewilligung kann jederzeit zurückgenommen werden, wenn das 
dienſtliche Intereſſe es erheiſcht. 


F. 13. 


Für den Urlaub der Wahlkonſuln bleiben an Stelle der vorſtehenden 
Anordnungen die hierfür im F. 6 der allgemeinen Dienſtinſtruktion für die Kon⸗ 
ſuln vom 6. Juni 1871 gegebenen Beſtimmungen in Kraft. 

$. 14. 


Gegenwärtige Verordnung findet auf alle diejenigen Beurlaubungen der 
Beamten Anwendung, welche nach dem 30. April d. J. ihren Anfang nehmen. 


Urkundlich unter Unferer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Kaiſerlichen Inſiegel. 


Gegeben Wiesbaden, den 23. April 1879. 


(L. S.) Wilhelm. 
Fürſt v. Bismarck. 


Herausgegeben im Reichskanzler Amt. 
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